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Kinderarmut nimmt zu
Hamm legt Zahlen offen / In Stadtmitte leben 41 Prozent der Kinder von Sozialhilfe

Von Detlef Burrichter

HAMM � Mittlerweile lebt fast
jedes vierte Kind (22,4 Prozent)
in Hamm von Sozialhilfe und gilt
damit als arm. Von insgesamt
fast 31000 Kindern und Jugend-
lichen unter 18 Jahren beziehen
knapp 7000 Leistungen nach
dem Sozialgesetzbuch II. Ausge-
rechnet im Stadtbezirk Mitte
sind sogar mehr als 40 Prozent
der 0- bis 17-Jährigen auf Sozial-
hilfeleistungen angewiesen.

Die Zahlen, die das Jugend-
amt gestern auf WA-Anfrage
offenlegte, belegen eine dras-
tische Zunahme der Kinder-
armut in Hamm um mehr als
25 Prozent. Mit Stand vom 31.
März 2012 hatte die Stadt
Hamm zuletzt 5530 Sozial-
hilfeempfänger unter 18 Jah-
ren registriert (17,5 Prozent).

Hintergrund für die Anfrage
ist der Armutsbericht 2013
des Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverbands, der das
Ruhrgebiet und insbesondere
die Großstadt Dortmund als
Problemregion „Nummer
eins“ in Deutschland ausge-
macht hat (WA berichtete).

Innerhalb der Stadt Hamm
sind nicht nur die seit Jahr-
zehnten bekannten sozialen
Brennpunkte im Westen und
Norden besonders auffällig.
Auch in den Stadtteilen Her-
ringen und Pelkum sowie in
Bockum-Hövel ist der Anteil
der SGB II-Bezieher unter den
Kindern besonders hoch (sie-
he Kasten). Am meisten über-
rascht jedoch, dass die mit
Abstand höchste Quote von
knapp 34 Prozent ausgerech-
net in der Stadtmitte erreicht
wird. „Das liegt insbesondere

daran, dass sich der Hammer
Norden auf drei Stadtbezirke
aufteilt und ein Teil zur Stadt-
mitte zählt“, sagte Jugend-
amtsleiter Raoul Termath.
Doch auch im Zentrum der
Innenstadt gibt es ganze Stra-

ßenzüge mit einem auffal-
lend hohen Anteil von Sozial-
hilfeempfängern unter den
Kindern – zum Beispiel die
Werler Straße.

„Die quartiersbezogenen
Zahlen bestätigen meine Kin-
der- und Jugendpolitik“, sag-
te Oberbürgermeister Tho-
mas Hunsteger-Petermann.
Das Programm „Kein Kind zu-
rücklassen“ konzentriere die
vorhandenen Ressourcen ge-
nau auf die Stadtteile, in de-
nen die meisten Kinder mit
Förderbedarfen leben. „Als
Stadt tun wir alles dafür, um
Kinder aus einkommens-
schwachen Familien aus dem
Negativkreislauf herauszuho-
len“, sagte der OB.

Die Stadt Hamm gibt jähr-
lich etwa 325 Millionen Euro
für den Sozial- und Jugend-
etat aus. � Lokales

Arme Kinder
Die Stadt Hamm legte nach Post-
leitzahlbezirken offen, wieviele
Kinder und Jugendliche von 0 bis
17 Jahren von Sozialhilfe leben:
59063: 400 Personen (15,79
Prozent)
59065: 1638 Personen (41,3
Prozent)
59067: 1407 (33,96 Prozent)
59069: 176 (6,53 Prozent)
59071: 400 (8,94 Prozent)
59073: 730 (22,15 Prozent)
59075: 975 (20,29 Prozent)
59077: 1211 (23,89 Prozent).

Chemikalien auch in teurer Kinderkleidung
HAMBURG � Kinderkleidung
von Burberry, Adidas oder
Primark enthält nach Unter-
suchungen von Greenpeace
gefährliche Chemikalien.
Beim Test von 82 Kleidungs-
stücken von zwölf internatio-
nalen Modefirmen fanden die
Umweltschützer bei jeder

Marke Weichmacher, No-
nylphenolethoxylate (NPE)
oder per- und polyfluorierte
Chemikalien (PFC). „Teure
Klamotten sind nicht saube-
rer produziert als billige“,
sagte Greenpeace-Chemiker
Manfred Santen. Einige der
entdeckten Substanzen seien

hormonell wirksam oder
krebserregend. Sie belasteten
außerdem Flüsse und Trink-
wasser in den Produktions-
ländern. Ein T-Shirt von Pri-
mark habe elf Prozent Weich-
macher enthalten. In einem
Baby-Body von American Ap-
parel seien es 0,6 Prozent ge-

wesen. Beide Werte wären
laut EU-Recht für Kinderspiel-
zeug verboten. Allerdings
greife diese Regelung nicht
für Kinderkleidung. Weich-
macher fanden sich in 33 von
35 getesteten Kleidungsstü-
cken mit Plastisol-Aufdru-
cken. � epd

Schärfere Vorgaben
für Steuerbetrüger

Bei Selbstanzeigen strengere Maßstäbe geplant
BERLIN � Die von Bund und
Ländern geplanten schärfe-
ren Vorgaben für die strafbe-
freiende Selbstanzeige von
Steuerbetrügern nehmen
konkrete Formen an. Nach
gestern bekanntgewordenen
Vorschlägen sollen Steuer-
hinterzieher ihre Steuerer-
klärungen künftig für die zu-
rückliegenden zehn Jahre
vollständig korrigieren, um
straffrei auszugehen.

Bisher ist die Wirksamkeit
einer Selbstanzeige nur an
vollständige Angaben zu
strafrechtlich unverjährten
Steuerstraftaten einer Steuer-
art geknüpft – was grundsätz-
lich fünf Jahre sind. Das Aus-
einanderfallen von steuer-

und strafrechtlichen Verjäh-
rungsregeln führt dazu, dass
auch solche Betrüger durch
Selbstanzeige straffrei ausge-
hen, die die Vergangenheit
nicht vollständig bereinigt
haben.

Zudem könnte aus Sicht der
Steuerabteilungsleiter von
Bund und Ländern die Selbst-
anzeige für weitere Fälle der
schweren Steuerhinterzie-
hung ausgeschlossen werden.
Bisher ist sie nur bei Betrug
ab einem Volumen von mehr
als 50000 Euro unzulässig. Im
Koalitionsvertrag hatten Uni-
on und SPD vereinbart, die
Regelungen zur strafbefrei-
enden Selbstanzeige weiter
zu entwickeln. � dpa

Kuriose Namenssuche
Namenssuche 2.0 – auf der Suche nach einem Namen für sei-
ne im April erwartete Tochter bittet ein werdender Vater in Ka-
nada auf seiner Webseite um Hilfe. 1500 Vorschläge wurden
bisher eingetragen, rund 58 000 User stimmten ab. Wenn’s
nach ihnen ginge, würde das Mädchen zurzeit „Amelia“ hei-
ßen und mit zweitem Vornamen „Mae“. „Cthulhu“, „Laquis-
ha“, „Salad“ oder „!(()&&!“ sind aber auch im Rennen. � AFP

Große Ziele
Ex-Industriepräsident Olaf
Henkel wirbt um Wähler: Er
will mit der Alternative für
Deutschland (AfD) ins Euro-
paparlament. � Politik

Große Politik
Mit reinster Basisdemokratie
will sich die Biker Partei von
anderen Parteien abheben. In
Herne wird der NRW-Verband
gegründet. � Hintergrund

Große Affäre
Seit Monaten gibt es Enthül-
lungen über Ausspähaktivitä-
ten der USA. Die NSA-Affäre
belastet die Beziehungen.
� Kommentar/Thema d. Tages

Große Angebote
Kurz vorm Streik legt die
Bahn Lokführern ein neues
Angebot vor: eine Einkom-
mensgarantie bei Traumati-
sierung. � Wirtschaft

Sozialtourismus
das Unwort 2013

DARMSTADT � „Sozialtouris-
mus“ ist das „Unwort des Jah-
res 2013“. „Von einigen Politi-
kern und Medien wurde ge-
zielt Stimmung gegen uner-
wünschte Zuwanderer, insbe-
sondere aus Osteuropa, ge-
macht“, begründete die Jury
unter Vorsitz der Sprachwis-
senschaftlerin Nina Janich
gestern die Wahl. „Dies dis-
kriminiert Menschen, die aus
purer Not in Deutschland
eine bessere Zukunft su-
chen.“ Für das „Unwort“ gin-
gen 1340 Einsendungen ein,
weniger als in den beiden Jah-
ren davor. Die Jury besteht im
Kern aus vier Sprachwissen-
schaftlern und einem Journa-
listen. Zum „Unwort des Jah-
res 2012“ war „Opfer-Abo“ ge-
wählt worden. � dpa

� Hintergrund

INHALT

EURO 1,366$ (+0,001)

DAX 9541 (+31)

DOW 16371 (+114)

ben dominierten dunkles Türkis,
Rost und das hautfarbene Nude. Ein
Hingucker ist das neue Riesen-Karo
für Damen und Herren. Bei den
Laufstegschauen am Brandenbur-
ger Tor zeigen bis zum Freitag rund
50 Designer ihre Entwürfe. Mehr als
250 000 Besucher werden erwartet.
� Foto: dpa � Blick in die Welt

In Berlin hat die Fashion Week be-
gonnen. Zum Auftakt der viertägi-
gen Mammutveranstaltung zeigte
der aus Laos stammende Designer
Hien Le eine radikal puristische Kol-
lektion für Herbst und Winter 2014
– raffinierte Schnitte, weichfallende
Stoffe, klare Linien, ohne Knopf,
Kragen oder Schnalle. Bei den Far-

Man(n) trägt Riesen-Karo

Große Sache
Erben jüdischer Kunsthänd-
ler fordern die Rückgabe des
Welfenschatzes. Ob’s klappt
entscheidet die Limbach-
Kommission. � Kultur

der Flüchtlinge, die seit mehreren
Monaten in der Türkei lebten, unsi-
cher gewesen. � Foto: Wiesrecker

� Land und Leute

sie ihren Bruder Tamer und dessen
Familie am Flughafen Düsseldorf in
Empfang. Noch Minuten vor dem
Abflug in Izmir war die Ausreise

2012 hatte die Werlerin und gebo-
rene Syrerin Duha El’Hadjomar
(Foto) für die Einreise ihrer Ver-
wandten gekämpft. Gestern nahm

Den Kriegswirren entflohen: Nach
Monaten des Bangens konnte eine
junge syrische Familie nach
Deutschland fliegen. Seit August

Syrerin aus Werl nimmt ihre geflohene Familie in Empfang

HAMM AKTUELL

21-Jähriger
schweigt

HAMM � 170 Schüler soll Ke-
vin V. mit der Versprechen ei-
ner kostengünstigen Silves-
terparty um insgesamt 1200
Euro betrogen haben. Inzwi-
schen sind die Ermittlungen
abgeschlossen, die Beweise
an die Staatsanwaltschaft
Dortmund übergeben. Der
tatverdächtige 21-Jährige aus
Hamm schweigt zu den Vor-
würfen. � Lokales

Auf dem Weg zum
U21-Auswahl

HAMM � Dursun Akdag, Spie-
ler des Fußball-Oberligisten
Hammer SpVg mit türki-
schem Pass, hat eine Einla-
dung bekommen, an einem
Sichtungslehrgang zur U21-
Nationalmannschaft von
Aserbaidschan teilzuneh-
men. Bereits heute fliegt der
19-Jährige von Düsseldorf aus
nach Antalya zum Training
der Auswahl. � Sport lokal

Videoüberwachung ist ein The-
ma im CDU-Programm.

CDU für mehr
Videoüberwachung

Programmentwurf / Hunsteger will bis 2020
HAMM � Die CDU will heute
ihr Arbeitsprogramm für die
kommende Legislaturperiode
beschließen: Mehr Video-
überwachung, schönere
Stadteingangstore und ein
„Hamm-Tag“ sind drei Punk-
te. Vorab stellte Oberbürger-
meister Thomas Hunsteger-
Petermann auf Anfrage klar,
dass er bei der Kommunal-
wahl am 25. Mai für die ge-
samte Legislaturperiode an-
tritt, also bis 2020. � Lokales

Die „Pille danach“
künftig rezeptfrei?

Sachverständige empfehlen die Freigabe
BONN � Kann eine Schwan-
gerschaft künftig mit der „Pil-
le danach“ verhindert wer-
den, ohne dass eine Rezept
für das Mittel benötigt wird?
Sachverständige haben eine
entsprechende Empfehlung
ausgesprochen.

Die Rezeptpflicht für die
„Pille danach“ soll nach Ex-
pertenmeinung aufgehoben
werden. Es gebe keine medi-
zinischen Argumente, die
zwingend gegen eine Entlas-
sung aus der Rezeptpflicht
sprächen, teilte das Bundes-
institut für Arzneimittel und
Medizinprodukte nach einer
Sitzung des Sachverständi-
genausschusses für Verschrei-
bungspflicht gestern in Bonn

mit. Das Gremium wies in sei-
ner Empfehlung aber auf die
Bedeutung der Beratung
durch die Apotheke bei der
Abgabe des Medikaments
hin. Das Expertenvotum wird
nun an das Bundesgesund-
heitsministerium weiterge-
leitet, das dem Ausschuss fol-
gen oder von dessen Ein-
schätzung abweichen kann.

Abzuwarten bleibt, ob Bun-
desgesundheitsminister Her-
mann Gröhe (CDU) die Ver-
ordnung erlässt. Bereits 2003
gab es eine Expertenempfeh-
lung, doch eine entsprechen-
de Verordnung kam später
nie zustande – Bund und Län-
der hätten zustimmen müs-
sen. � dpa � Hintergrund
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